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christian neugebauer, 
herausgeber

Die Demokratien drohen im Zuge der 
anhaltenden Finanzkrise schleichend ent-
sorgt zu werden. 

Man kann sich noch erinnern, als das Ban-
kensystem durch die Lehmann-Pleite zu wan-
ken begann. Man sei ohne Alternative, man 
müsse dringend 500 Milliarden Euro locker 
machen. Dies in einer Nacht- und Nebelak-
tion, schnell und nur rasch. Das europäische 
Notfallprogramm trägt die gleiche Hand-
schrift: Ohne Alternativen.

Und sieht man sich die Resultate an, dann 
haben diese eilig beschlossenen Megain-
fusionen nichts bewirkt, bestenfalls etwas 
Zeit erkauft. Das vormalige Bankenrettungs-
programm hat nichts an der Struktur geän-
dert und hat, ganz im Gegenteil, eine neue 
Spirale der Spekulation eingeleitet; diesmal 
eben gegen Griechenland im besonderen 
und gegen Europa im allgemeinen. Finan-
ziert eigentlich durch die Bankenrettungs-
programme. Und nun, das aktuelle Notpro-
gramm zur Rettung des Euros, dreht bereits 
in das Minus. Das Feuerwerk am Anfang 
der Woche, war eben nur ein Feuerwerk: 
Kurz, schön und bunt, aber wirkungslos und 
eben nicht nachhaltig. Mit Wocheschluss 
der Börse waren die Kurse wieder fest in den 
roten Zahlen, der Euro schwächelt mehr und 
mehr und eine Inflation dürfte vor der Türe 
stehen.

Und ohne Alternativen: Mit Verlaub, diese 
These stimmt einfach nicht. Es bestehen 
zahlreiche Alternativen: Von der Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer bis hin zu 

einem wirtschaftlichen Aufbauprogramm für 
eine nachhaltige Wirtschaft.

Wenn die Parlamente und Regierungen Euro-
pas ständig erklären, sie seien ohne Alterna-
tiven, dann delegitimeren sie sich selbst. 
Denn es stellt sich schon die Grundsatzfra-
ge, wer das Geld regiert? Aktuell gebärden 
sich die europäischen Regierungen mehr 
und mehr als Sondermülldeponie für gif-
tige Papiere und Außenstelle von anonymen 
Finanzmärkten, was vom Bürger dann dop-
pelt bezahlt wird: Höhere Steuern und Spar-
programme zu seinen Lasten. Denn der Staat 
per se, sprich sein Verwaltungsapparat und 
seine zahlreichen Privilegien werden wohl 
nicht hinterfragt werden. Stattdessen will 
man Bildungs- und Wissenschaftsgelder ein-
dampfen. Einen größeren Irrsinn kann man 
nicht begehen: Bei Bildung zu sparen und 
den Rotstift anzusetzen. Das ist die eigent-
liche, die tatsächliche Bankrotterklärung 
Europas. Europa nennt kaum nennenswerte 
natürliche Ressourcen sein eigen, sieht man 
von Wasser ab, denn der eigentliche Reich-
tum Europas ist die Bildung und die Vielfalt; 
dies allen wahnwitzigen Nationalisten in das 
Stammbuch geschrieben.

In Demokratien europäischen Zuschnittes 
heißt es noch immer, alles Recht geht vom 
Volke aus. Dieser Wille wird von den gewähl-
ten Abgeordneten repräsentiert. Dieser 
Grundsatz wird aktuell dramatisch ausge-
hebelt, denn kaum ein Abgeordneter dürfte 
wissen und in seiner vollen Tragweite ermes-
sen können, was er bzw. sie da beschließt.

Was passiert da mit der 
Demokratie in Europa?

Man hat Alternativen und 
die Demokratie muss ihr Pri-
mat wieder rückgewinnen. 
Dies wird ohne Bürger nicht 
gehen. Es braucht dringend 
einen großen Dialog mit dem 
Bürger, um die Grundsatz-
fragen zu beantworten: In 
welcher Gesellschaft wollen 
wir leben? Noch hat Europa 
genug Handlungsspielraum, 
hier die Weichen neu zu stel-
len. Wenn man jedoch glaubt 
und dem Bürger ununterbro-
chen erzählt, man sei ohne 
Alternative, dann hat man 
auch keine.	 n
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DuPont tritt 
econsense bei
DuPont, das Wissenschaftsunternehmen engagiert 
sich im Nachhaltigkeitsnetzwerk der deutschen 
Wirtschaft und wird jüngstes Mitglied.

DuPont Deutschland ist econsense - Forum Nachhaltige Ent-
wicklung der Deutschen Wirtschaft e.V. zum 1. Mai 2010 
beigetreten. In Deutschland beschäftigt das amerikanische 
Wissenschaftsunternehmen rund 3.500 Mitarbeiter an sechs 
Standorten und erwirtschaftete im vergangenen Jahr einen 
Umsatz von 1,7 Milliarden US-Dollar.

Dipl.-Ing. Hans-Jürgen Huber, Vorsitzender der Geschäftslei-
tung der DuPont de Nemours (Deutschland) GmbH, sagte 
zum zukünftigen Engagement bei econsense: "Mit den drei 
Säulen Umweltverantwortung, Marktfokus und Einbindung 
der Mitarbeiter hat DuPont Nachhaltigkeit als ganzheitlichen 
Ansatz innerhalb seiner gesamten Wertschöpfungskette ver-
ankert. Als Tochtergesellschaft eines amerikanischen Konzerns 
freuen wir uns ganz besonders, dass wir uns aktiv an der Dis-
kussion bei econsense beteiligen können und sind davon 
überzeugt, dass beide Seiten von der Zusammenarbeit profi-
tieren werden."

Professor Hanns Michael Hölz, Vorsitzender des Vorstands 
von econsense, begrüßt den Neuzugang im Namen aller Mit-
glieder: "Die Mitgliedschaft von DuPont ist eine Bereicherung 
für unser Netzwerk. Wir freuen uns darauf, mit dem Unterneh-
men zusammen in Zukunft an praktischen Lösungen nachhal-
tigen Wirtschaftens arbeiten zu können".

Dipl.-Ing. Hans-Jürgen Huber wird das Unternehmen im Kura-
torium vertreten. In den Lenkungskreis entsendet DuPont 
Frau Sabine Klages-Büchner, Manager - International Govern-
ment Affairs bei DuPont.

Swisscanto 
und UN-PRI
Vorige Woche hat die Swisscanto die UN-Principles 
for Responsible Investment (UN-PRI) unterzeichnet.

In Deutschland finden sich mit aktuellem Stand drei Anle-
ger, die diese UN-Prinzipien für nachhaltiges Investieren 
unterfertigt haben: Die KfW, die LBBW und Munich Reinsu-
rance AG. In Österreich findet sich ganze vier Unternehmen: 
Der Kepler-Fonds, Erste-Sparinvest KAG, VBV und Sutterlüty 
Investment Management GmbH. Und für die Schweiz sind 
fünf Unternehmen zu nennen: CIA (Caisse de Prevoyance du 
Canton de Geneve), Fondation Guile, Pension Fund of Zür-
cher Kantonalbank, Swiss Reinsurance Company und Zürcher 
Kantonalbank.

Diese UN-Grundsätze sind nun nicht rasend innovativ noch 
verbindlich, aber auf alle Fälle ein Ansatz in die richtige Rich-
tung. So lautet beispielsweise der erste Grundsatz: "Wir wer-
den ESG-Themen in die Analyse- und Entscheidungsprozesse 
im Investmentbereich einbeziehen" oder Prinzip 3: "Wir wer-
den eine angemessene Offenlegung in Bezug auf ESG-The-
men bei den Unternehmen und Körperschaften fordern, in 
die wir investieren."

Dass dies eben ein wenig zahnlos ist, beweist die Anhörung 
zur Reform der Eigenkapitalregeln im Basler Ausschuss für 
Wirtschaft und Währung des Europaparlaments. Hier gab 
Erste-Bank-Chef Andreas Treichl offen zu, dass die Erste Bank 
auf den Cayman Islands eine Briefkastenfirma zum ausschließ-
lichen Zweck der Steuervermeidung unterhalte. Sein Zusatz: 
Solange dies legal sei, denke er nicht daran, das zu ändern.

Mit der Unterzeichnung der "Grundsätze für verantwortungs-
volles Investieren" der Vereinten Nationen will sich Swisscanto 
zur unternehmerischen Nachhaltigkeit im Asset Management 
bekennen. kein teures noch verbindliches Bekenntnis muss 
man hinzufügen, was an der Weichheit der Grundsätze liegt.

Swisscanto legt daher etwas nach und stellt sämtliche betrieb-
lichen Aktivitäten treibhausneutral, was ein guter Schritt ohne 
Zweifel ist: "Das ist ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz 
– einem der elementaren Aspekte der nachhaltigen Fonds 
unseres Hauses. Beide Initiativen unterstreichen unser Bestre-
ben, das Thema Nachhaltigkeit ernsthaft umzusetzen und 
glaubwürdig zu leben", so Bernhard Engl, Nachhaltigkeitsex-
perte von Swisscanto.

4
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IMK: Zweifel an 
der Rationalität 
am Finanzmarkt
Nach der Irrationalität des spektakulären 
Kursverfalls des Dow-Jones innert Minuten um 9%, 
will eine Studie des IMK zeigen: Der Finanzmarkt 
ist tatsächlich irrational, aber mächtig.

Grundlage für das Argument ist, dass die Ausfallwahrschein-
lichkeit kurzfristiger griechischer Staatsanleihen in der ver-
gangenen Woche auf den Finanzmärkten deutlich höher ein-
gestuft wurde als die von vergleichbaren Schuldverschrei-
bungen der Republik Argentinien, einem Land, das die Folgen 
seines Staatsbankrotts noch nicht überwunden hat.

Auch die Absicherung kurzfristiger Anleihen der Ukraine, 
Islands oder Russlands durch so genannte CDS-Spreads war 
weitaus günstiger als die von vergleichbaren griechischen 
Papieren. Darauf weist das Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung hin. 
"Die enormen Risikoaufschläge lassen starke Zweifel daran auf-
kommen, dass die Finanzmärkte bei der Bewertung des Euro- 
und EU-Staats Griechenland rational vorgehen", sagt Prof. Dr. 
Gustav A. Horn, der Wissenschaftliche Direktor des IMK.

Spirale aus Panik und Spekulation

"Wir erleben eine gefährliche Spirale aus Panik und Spekula-
tion. Die Europäische Währungsunion ist immer noch in aku-
ter Gefahr. Deshalb müssen die EU-Staaten rasch und über-
zeugend deutlich machen, dass sie finanzielle Verantwor-
tung übernehmen werden. Hoffentlich macht die Bundes-
regierung, die in den vergangenen Monaten immer wieder 
gebremst hat, nun wirklich Tempo."

Mit Credit Default Swaps" (CDS) lassen sich Staatsanleihen 
gegen Ausfallrisiken absichern, beispielsweise einen Zahlungs-
verzug des Schuldners. Die Kosten dafür hatten im Falle ein-
jähriger griechischer Staatsanleihen Ende April enorme Höhen 
erreicht. So mussten am 27. April für die Absicherung die-
ser Papiere pro einer Million Euro Nennwert 129.000 Euro 
bezahlt werden (Datastream, Berechnung des IMK). Die Absi-
cherung des gleichen Volumens bei einer einjährigen argenti-
nischen Staatsanleihe kostete hingegen nur 71.000 Euro. Bei 
einem vergleichbaren Papier der Ukraine oder Islands wurden 

54.000 Euro pro Million für die Absicherung fällig, im Falle 
einjähriger russischer Schuldverschreibungen waren es 6.600 
Euro.

Gleichzeitig waren die Renditen für griechische Staatsanlei-
hen auf zweistellige Werte gestiegen. Der deutliche Anstieg ist 
insofern ungewöhnlich, als Anleger für das Halten griechischer 
Anleihen keine zusätzliche Kompensation für das Währungsri-
siko benötigen. "Die Sorge vor Abwertungen erhöht sonst für 
viele Schwellenländer-Staatsanleihen die geforderten Rendi-
ten erheblich", erklärt Dr. Heike Joebges, Finanzmarktexper-
tin des IMK.

				    n
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Diese wird von der European Coalition for 
Corporate Justice (ECCJ) koordiniert, einem 
zivilgesellschaftlichen Netzwerk, das sich 
innerhalb der EU dem Thema Unterneh-
mensverantwortung widmet.

Die teilweise zivilgesellschaftliche Koalition 
besteht aus über 250 NGOs, kirchlichen 
Organisationen und Gewerkschaften in 15 
europäischen Ländern. Deutsches Mitglied 
ist das CorA Netzwerk für Unternehmensver-
antwortung, in dem 47 deutsche Menschen-
rechtsorganisationen, Gewerkschaften, kirch-
liche und entwicklungspolitische Organisa-
tionen, Verbraucher- und Umweltverbände 
zusammengeschlossen sind. Germanwatch 
koordiniert die CorA-Aktivitäten zur ECCJ-
Kampagne "Rechte für Menschen – Regeln 
für Unternehmen".

Tochterfirmen und Zulieferer von europä-
ischen Konzernen verursachen Umwelt-
verschmutzungen sowie Menschen- und 
Arbeitsrechtsverletzungen im Ausland, ohne 
dass die in Europa ansässigen Konzerne zur 
Rechenschaft gezogen werden können, so 
der Befund der Kampagne. Die heute von 
Germanwatch veröffentlichte Studie "Unter-
nehmensverantwortung –Vorschläge für EU-
Reformen" zeigt anhand von zwei Fallstu-
dien zu ThyssenKrupp in Brasilien und der 
Lieferkette von Aldi in China die rechtlichen 
Lücken der Unternehmenshaftung für Aus-
landstätigkeiten auf.

Parallel dazu startet heute die Kampagne 
"Rechte für Menschen – Regeln für Unterneh-

men" der European Coalition for Corporate 
Justice (ECCJ), einem zivilgesellschaftlichen 
Netzwerk. Die Kampagne ruft europaweit 
dazu auf, diese unakzeptablen Rechtslücken 
zu schließen.

"Wir wollen nicht länger hinnehmen, dass 
europäische Unternehmen zwar von den 
Gewinnen ihrer Tochterfirmen und den Nied-
rigpreisen ihrer Zulieferer profitieren, jedoch 
in der EU nicht für deren Menschenrechts-
verletzungen oder Umweltverschmutzungen 
verantwortlich gemacht werden können", so 
Cornelia Heydenreich, Referentin für Unter-
nehmensverantwortung bei der Organisati-
on Germanwatch, die für das deutsche CorA-
Netzwerk die europäischen Kampagnenakti-
vitäten koordiniert.

Deshalb fordert die Kampagne bessere Haf-
tungsregeln für europäische Unterneh-
men, verbindliche Berichtspflichten sowie 
den Zugang zu europäischen Gerichten für 
Geschädigte aus dem Ausland.

Im Rahmen der Kampagne sollen bis Ende 
des Jahres europaweit mehr als 100.000 
Unterschriften gesammelt werden. Diese 
werden im Dezember den Staats- und Regie-
rungschefs der EU und der EU-Kommission 
übergeben.

Web > http://www.rightsforpeople.org/	  n

Kampagne: Rechte für Menschen, 
Regeln für Unternehmen
Die europäische 
Kampagne "Rechte 
für Menschen - Regeln 
für Unternehmen" ist 
der deutsche Teil der 
europäischen Kampagne 
"Rights for People – 
Rules for Business".
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Die Bundesregierung hat mit den bisher vier 
aufgespannten "Rettungsschirmen" – Banken-
krise, Unternehmerpaket, Griechenland und 
Euro – gesamt rund 750 Milliarden Euro auf-
gerufen. Abgeordnete fühlen sich überfordert 
bzw. übergangen, so in den letzten Tagen 
auch die deutliche Kritik der CSU an der CDU 
und namentlich an die Adresse der Kanzlerin 
gerichtet.

Die Pakte werden hektisch hinter verschlos-
senen Türen in kleinem Kreise zu späten 
Nachtstunden, gerne am Wochenende, ver-
handelt und dem Parlament zum Abnicken 
später vorgelegt.

Die demokratiepolitische NGO "Mehr Demo-
kratie" meint dazu, dass das Vertrauen der 
Bürger gerade wegbreche. Die Finanzkrise 
lähmt die Politik und treibt sie zugleich vor 
sich her. Die europäische Zentralbank druckt 
Geld, der Betrag, für den die Bundesrepublik 
im Zuge der Eurorettung haften soll, steigt 
ständig. Noch hilfloser als die Abgeordne-
ten stehen die Bürger dem ganzen Spektakel 
gegenüber, resümieret "Mehr Demokratie": 
"Das Resultat kann eigentlich nur die totale 
Erosion des Vertrauens in die Politik sein", sagt 
Daniel Schily, Vorstandssprecher des Vereins 
Mehr Demokratie.

Es muss daher der Bürger einbezogen und 
gefragt werden: "Rettungswege, die von eini-
gen wenigen hinter verschlossenen Türen 
ausgehandelt werden, schüren weiteres 
Misstrauen und Frust bei der Bevölkerung.", 
sagt Schily.

Und Jürgen Trittin vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bringt es höflich auf den Punkt, 
dass der Bundestag schlicht unterinformiert 
ist: "Wir wollen wissen, zu welchen Konditi-
onen die zu gründende Zweckgesellschaft bis 
zu 440 Milliarden Euro verbürgen und ausrei-
chen kann. Das setzt voraus, dass der Bundes-
tag die Grundlage, auf der diese Zweckgesell-
schaft operiert, kennt, also das völkerrecht-
liche Vertragswerk vorgelegt bekommt."

EIn wesentliches Argument des Zirkels rund 
um Bundeskanzlerin Merkel, man sei ohne 
Alternative und man müsse rasch handeln 
und die Dringlichkeit der Lage, lasse keine 
Diskussion zu, legt die Gewerkschaft ver.di 
in Stichpunkten vor, dass es sehr wohl Alter-
nativen gibt, die man zumindest diskutieren 
sollte. ver.di meint, es reiche nicht, diese Ent-
wicklung medienwirksam zu beklagen. "Bun-
deskanzlerin Angela Merkel ist in der Pflicht, 
die entfesselten Finanzmärkte an den Zügel 
zu nehmen und sie dauerhaft in geordnete 
Bahnen zu führen", forderte Bsirske. Die Kon-
zepte dazu lägen nach Ansicht von ver.di auf 
dem Tisch.
Ein zentrales Element sei die Finanztransakti-
onssteuer nach Ansicht der ver.di: "Es ist gera-
dezu fahrlässig, jetzt aus koalitionsinternen 
Machtüberlegungen heraus auf die Einfüh-
rung dieses nachweislich überaus wirksamen 
Instruments zu verzichten", machte Bsirske 
deutlich. So würde nach Berechnungen des 
österreichischen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (WIFO) ein Steuersatz von gerade ein-
mal 0,01 Prozent allein in Deutschland Steu-
ereinnahmen von bis zu 20 Milliarden Euro 
einbringen.	 n

Finanzkrise führt zur 
Demokratiekrise
Führt die Finanzkrise zu 
einer Demokratiekrise? 
Mehr und mehr NGOs 
und Bürger fragen sich 
das. Gewerkschaften 
sprechen vom 
fahrlässigen Handeln 
der Bundeskanzlerin.
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Die „Säule der Schande“ soll aus 16.744 
Schuhen  errichtet werden und für 8.372 
Opfer stehen. Aus den Schuhen werden 
die zwei Buchstaben UN mit einer Höhe 
von über 8 Metern in leuchtendem Weiß 
errichtet. Gebrochen werden die Buchstaben 
von drei monumentalen Einschusslöchern, in 
denen echte Schuhe aus Massengräbern fest-
verankert sind.

Das Zentrum für Politische Schönheit will 
den Müttern von Srebrenica die Hand rei-
chen und wird die geforderte „Säule der 
Schande“ realisieren. Dabei geht es um eine 
permanente Skulptur, die dauerhaft an die 
Schuld der westlichen Politiker und Militärs 
am Srebrenica-Genozid erinnert. – Wider das 
Vergessen der „Nächte der Schande“ Euro-
pas (Bogdan Bogdanovic).

Der Fahrplan sieht vor, dass der Baubeginn 
für die „Säule der Schande“ am 2. Mai 2011 
startet. Vom 14. Mai  bis 25. Juni 2010 sol-
len 16.744 Schuhe in Bosnien gesammelt. 
werden  Am 1. Juli 2010 soll die erste „Aus-
stellung“ der Schuhe in Den Haag und 
schließlich am 11. Juli 2010 in Berlin.

Im Laufe des Dezembers 2010 wird “Die 
Gesellschaft für bedrohte Völker Bosnien“ 
ein Gremium unter dem Vorsitz der Mütter 
von Srebrenica einberufen, das entscheidet  
über den Aufstellungsort des Monuments 
und über die Liste von Namen, die beschämt 
werden sollen, entscheiden wird.

Philipp Ruch zu seiner Motivation: „6.000 
Hinterbliebene verklagen die UNO. Aber im 
Hauptquartier in New York denkt man nicht 
daran, überhaupt im Gerichtssaal zu erschei-
nen. Das war ein Fehler. Wenn man die 
UNO nicht vor Gericht stellen kann, tun wir 
es eben auf neue Weise. Bei der UNO gibt 
es eine unbegreifliche Arroganz gegenüber 
den Hinterbliebenen. Eine Antwort auf diese 
Arroganz ist die „Säule der Schande“. Es soll 
keiner sagen können: „Es interessiert keinen, 
was die UNO tut.“ – Es interessiert uns. Wir 
springen den Hinterbliebenen bei. Sie sollen 
nicht das Gefühl behalten, es interessiere nie-
manden im Westen, wie die UNO mit ihnen 
umspringt.

Säule der 
Schande
„Die „Säule der Schande“ 
soll eine Metapher für 
den gigantischen Verrat 
der UNO an Bosnien 
und eine Mahnung 
für alle zukünftigen 
Mitarbeiter der UNO 
werden,“ so das Zentrum 
für Politische Schönheit 
von Philipp Ruch in 
Berlin. Eine gemeinsame 
Aktion von der 
Gesellschaft für bedrohte 
Völker Bosnien und 
Zentrum für Politische 
Schönheit (Berlin).
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Die Mütter entscheiden über den Aufstellungsort und eine 
Liste von Namen westlicher Politiker und Generäle, die mit 
der Säule beschämt werden. Das Zentrum für Politische 
Schönheit und die Gesellschaft für bedrohte Völker, die 
zusammen 2009 in Deutschland eine der größten Gedenkver-
anstaltungen zu Srebrenica organisiert haben, wollen damit 
eine Diskussion über die Verantwortung der UNO anstoßen, 
die seit 15 Jahren im Westen fehlt.

Hatidza Mehmedovic, Präsidentin des Vereins „Srebrenica-
Mütter“ wird auf der Aktionswebsite zitiert: „Die ganze Welt 
hat damals tatenlos zugeschaut, wie unsere Kinder getötet 
und wir vertrieben wurden.“

Es ist eine Frage des Anstandes argumentiert das Zentrum für 
Politische Schönheit: “Anstand - Die Skulptur ist eine direkte 
Antwort darauf, dass den Hinterbliebenen vom Westen 
her kein Respekt entgegengebracht wird. Dies trotz eines 
8.372fachen, ungeheuerlichen Verrats in Srebrenica und eines 
vielfachen in Gesamtbosnien.”

Web > http://www.pillarofshame.eu/		  n
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Der Preis SozialMarie

wird seit 2005 jährlich von der Unruhe Pri-
vatstiftung für soziale Innovation vergeben. 
Ziel der SozialMarie ist es innovative soziale 
Ideen und deren Umsetzung in der Öffent-
lichkeit bekannt zu machen. Die Unruhe Pri-
vatstiftung fördert durch diesen Preis auch 
die Vernetzung der Sozialprojekte. Somit 
können diese als Vorbild für andere Interes-
sierte dienen. Der Preis stellt keine Förde-
rung für bedürftige Sozialprojekte dar und 
ist nicht zweckgebunden. Es wird den Preis-
trägerInnen freigestellt, wie sie ihr Preisgeld 
verwenden.

Die Gewinner 2010

Das Theaterstück „Kein Kies zum Kurven 
Kratzen“ aus Graz erreichte den mit 15.000 
Euro dotierten ersten Platz der SozialMarie 
2010. Die Kraft des Theaters wird genutzt, 
um sich mit dem Thema „Neue Armut" 
auseinanderzusetzen. 

Auf Basis des Forumtheaters wird seit 2007 
von armutserfahrenen Menschen aus der 
ganzen Steiermark unter professioneller 
Anleitung von InterACT die neue Armut the-
matisiert und bearbeitet. Die Politik in Stadt 
und Land wird immer wieder damit konfron-
tiert – bis sie zB Gesetze ändert…

Mit dem zweiten Preis im Wert von 10.000 
Euro wurde das Projekt „LebensDESIGN“ 
aus Salzburg prämiert. Rund 70 Menschen 
mit geistiger oder Mehrfachbehinderung fer-

tigen in den Werkstätten der Lebenshilfe 
Salzburg hochwertige Designerprodukte aus 
Holz, Ton, Wachs und Textil in den Bereichen 
Möbel, Lampen, Accessoires und Spiele. 

Die Produkte werden von StudentInnen des 
Studienlehrgangs Design und Produktent-
wicklung der Fachhochschule Salzburg unter 
Anleitung des Senior Designers des Porsche 
Design Studios entwickelt und von Porsche 
Design vermarktet

SozialMarie 2010
Zum sechsten Mal 
wurden am 1. Mai in 
Wien die  
15 herausragendsten 
sozialen Innovationen 
mit einem Gesamtwert 
von 42.000,- Euro 
ausgezeichnet.
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Das Wiener Sozialprojekt „Balu und Du“ wurde mit dem mit 
5000 Euro dotierten dritten Preis ausgezeichnet. SchülerInnen 
der Ganztagsvolksschule Europaschule werden von Studen-
tinnen der Pädagogischen Hochschule Strebersdorf unter-
stützt. Die ‚Moglis’ werden von den ‚Balus’ in ihrer sozialen 
und emotionalen Entwicklung begleitet. 

Sie treffen sich regelmäßig, einmal pro Woche und in den 
Ferien, ein ganzes Schuljahr lang, teilweise auch danach. Sie 
gehen miteinander ins Museum, zu Veranstaltungen, betrei-
ben Sport, kochen, werken, reden – Balus stehen den Moglis 
als zusätzliche Bezugsperson zur Verfügung.

Patenschafte 2010 

Den Ehrenschutz haben dieses Jahr Frau Drin Johanna Rachin-
ger, Generaldirektorin der Österreichischen Nationalbiblio-
thek, und Herr Dr. Fritz Panzer, Geschäftsführer Verlag Carl 
Ueberreuter, übernommen. Sie werden sich speziell für das 

Projekt „Lasst die Welt herein – Ich möchte – mich sein“ ein-
setzen. Für sie war die Frage der Autonomie / Selbstbestim-
mung alter (oder dementer) Menschen letztlich ausschlagge-
bend, sich verstärkt für dieses Projekt zu engagieren.

Der ungarische Schriftsteller Miklos Vámos, ebenfalls Ehren-
schutz der diesjährigen SozialMarie, wird dem Projekt „Magdi“ 
aus Ungarn bei seiner Medienarbeit behilflich sein.

Jedes eingereichte Projekt wird in einer 
Online-Projektdatenbank veröffentlicht

Alle seit 2005 eingereichten Projekte sind in einer Online-Pro-
jektdatenbank gesammelt und öffentlich zugänglich. Somit 
können sie als Vorbild für andere Interessierte dienen und zur 
Nachahmung motivieren. Zusätzlich haben sozial engagierte 
Unternehmen die Möglichkeit Initiativen auszusuchen, die sie 
unterstützen wollen: www.sozialmarie.org
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DélUtán Középkorú és Idös Emberek 
Lelkisegély Szolgálata (Ungarn)
AfterNoon Foundation – Helpline for 
middle-aged and elderly people

The primary aim of the project is to operate a telephone hel-
pline, which eases the problems of middle-aged and elderly 
people by anonymous supportive conversations. The line can 
be reached from the whole country seven days a week, free 
of charge. The callers can enjoy the benefits of emphatic liste-
ning and anonymity, counselling without judgment or criti-
cism. All workers on the project (45 people) are volunteers 
who do not receive any remuneration. www.delutan.hu

Würdigung der Jury: Leicht zugängliche Hilfe für eine 
stetig größer werdende Bevölkerungsgruppe, die als unter-
scheidbare Zielgruppe, 45+ und 60+, mit speziellen Fragestel-
lungen und (Alltags)Problemen wahrgenommen und bedient 
wird. Ehrenamtlichkeit schließt hohe Ansprüche an die 
erbrachte Leistung nicht aus, Professionalität wird etwa durch 
die regelmäßigen Einzel- und Gruppensupervisionen gewähr-
leistet. Das Projekt ist gut vernetzt, interdisziplinär aufgestellt, 
entwickelt jährlich neue Angebote und will demnächst – tele-
fonisch – in andere Länder expandieren. Wir freuen uns schon 
auf die Anrufmöglichkeit aus Österreich.

Holocaust wagon exhibition (Ungarn)

The exhibition shows the history of the Hungarian Holocaust 
by displaying period artefacts. Within the wagon visitors par-
ticipate in a time-travel, they gain insight of how it was to be 
the target of hatred and rejection in 1944, and how a man 
could survive through the life of a young Jewish football-pla-
yer from Debrecen. The museum travels around the country 
since 2007 stopping in cities for a while, where visitors may 
see it free of charge. www.eletmenete.hu/vagonkiallitas

Würdigung der Jury: Ein ambitioniertes Projekt, das mit 
viel freiwilligem Engagement die Geschichte des Holocaust zu 
den Menschen, zu den jungen Menschen fahren will, damit 
Geschichte, rassistische Hetze und antisemitischer Terror sinn-

lich erlebbar werden. In vielfältiger Kooperation – mit den 
ungarischen Eisenbahnen, mit Museen, Filminstitutionen, mit 
StudentInnen sowie den politischen Autoritäten und Instituti-
onen vor Ort – bietet der Wagon bis 2015 für alle 328 unga-
rischen Städten einen mobilen Ort der Auseinandersetzung 
mit der jüngeren Geschichte Ungarns und der jeweiligen 
Stadt. Angesichts der aktuellen politischen Situation wichtiger 
denn je – möge die Botschaft gehört werden.

IGR – Zukunft im Grenzraum (Burgenland)

Das ETZ-Projekt „IGR - Zukunft Im Grenz Raum“ ist ein 
grenzüberschreitendes Projekt des ÖGB Burgenland und der 
MSZOSZ Westungarn. Das Projekt mit einer Laufzeit von 7 
Jahren (1.1.2008 bis 31.12.2014) wird von der EU, dem Bun-
desministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
sowie der ungarischen Regierung finanziert. Durch die Pro-
jektmaßnahmen soll ein Beitrag zur positiven, integrativen 
und reibungslosen Gestaltung, sowie zur zielgerichteten effi-
zienten Entwicklung des Arbeitsmarktes in der Grenzregion 
Burgenland - Westungarn geleistet werden. Eines der wesent-
lichsten Ziele des Projektes ist die Information und Beratung 
der ArbeitnehmerInnen in der Region Burgenland – Westun-
garn in Fragen der grenzüberschreitenden Beschäftigung. 
Dadurch soll Lohndumping und Verdrängungswettbewerb 
verhindert und die Beschäftigung zu ordnungsgemäßen 
Lohn- und Arbeitsbedingungen erreicht werden. www.igr.at

Würdigung der Jury: Eine sehr notwendige grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit von gewerkschaftlichen Orga-
nisationen, damit die Ungleichgewichte des Arbeitsmarktes 
zwischen Burgenland und Westungarn weniger ungestraft 
die Schwächsten auf diesem Markt trifft. Die Unterstützung 
kommt – sprachlich und örtlich – so nah wie möglich zu den 
betroffenen ArbeitnehmerInnen, in verschiedenen Grenzor-
ten, in den Betrieben, an den Grenzübergängen. Konkret 
nützlich für den oder die Einzelne, bewusstseinsbildend für 
die arbeitsmarktpolitischen Akteure, gegenseitige Vorurteile 
abbauend für die Öffentlichkeit. Gemeinsam gegen falsche 
Feindbilder, wir wünschen einen langen Atem.

12

12 weitere Preise wurden jeweils mit 1.000,- Euro prämiert

http://www.delutan.hu
http://www.eletmenete.hu/vagonkiallitas
http://www.igr.at


12

Ausgabe Nr. 271/2010	 Soziales

innovia Akademie (Tirol)

Die innovia Akademie ist auf Bildungsinhalte zum Thema 
Chancengleichheit und Barrierefreiheit spezialisiert. Vorträge, 
Kurse und Seminare zu diesen Themen werden durch eigens 
dafür ausgebildete und angestellte Fachkräfte mit Lernschwie-
rigkeiten und Behinderungen oder in Tandems von Referen-
tInnen mit und ohne Behinderungen durchgeführt. Die inno-
via Akademie verfolgt das Ziel „keine Bildungsmaßnahme 
über Menschen mit Behinderung ohne Menschen mit Behin-
derung“ anzubieten.  www.innovia.at

Würdigung der Jury: Menschen mit und ohne Lernschwie-
rigkeiten und Behinderungen lehren wie Organisationen und 
Institutionen mit dem Thema ‚Behinderung, Chancengleich-
heit und Barrierefreiheit’ sinnvollerweise umgehen sollen, 
ExpertInnen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen 
arbeiten als qualifizierte Workshop- und SeminarleiterInnen 
mit, um ihre Erfahrungen in das Lernen einfließen zu lassen. 
Eigentlich selbstverständlich, oder? Wir möchten uns bedan-
ken, dass mit diesem Projekt die Selbstverständlichkeit – nicht 
über sondern von Menschen mit Behinderungen lernen – Ein-
zug in die Praxis hält.

LASST DIE WELT HEREIN – ICH MÖCHTE – MICH 
SEIN (Wien) 
Eine Vision auf dem Weg zur Verwirklichung

Pflegeheime sind meist spitalsähnlich strukturiert und sichern 
die pflegerische und medizinische Betreuung, wobei für die 
sozialen Bedürfnisse der Betroffenen nur wenige Ressour-
cen zur Verfügung stehen. Das 3- jährige Projekt „LASST DIE 
WELT HEREIN - ICH MÖCHTE – MICH- SEIN“ hat sich zum 
Ziel gesetzt, Konzepte für eine Lebenswelt im Pflegeheim für 
und mit den BewohnerInnen zu erstellen, welche die sozialen 
Bedürfnisse in den Vordergrund stellen, dem Wohlbefinden 
dienen und eine Weiterentwicklung fördern. Mit dem sozi-
alwissenschaftlichen Instrument der Sozialkapital-Messung 
wurde eine Studie durchgeführt. www.wienkav.at/kav/gzd

Würdigung der Jury: Im Kontext eines großen Geriatrie-
zentrum wird eine Station umgestellt, auf Bezugspflege, auf 
wohnliche Atmosphäre, darauf, dass der Ablauf auf den/die 
Einzelne ausgerichtet ist, dass nicht das Stationäre im Vorder-
grund steht, sondern das Normale im Leben. Der Gesund-
heitszustand der BewohnerInnen verbessert sich, das zeigt 
nicht zuletzt die laufende wissenschaftliche Evaluierung, 
die Krankenstände der MitarbeiterInnen verringern sich um 
20%. Daher werden zwei weitere Stationen umgestellt. Eine 
mutige, eine ermutigende Maßnahme für ältere und alte 
Menschen. Wir hoffen, dass sich in einigen Jahren alle 9 Stati-
onen am ‚normalen täglichen Leben’ orientieren.

LIBIDA-SEXUALBEGLEITUNG (Steiermark)

LIBIDA-SEXUALBEGLEITUNG® ist eine Möglichkeit, Körper 
und Sexualität lustvoll zu erleben. Jede erotisch-sexuelle 
Begegnung wird von der SexualbegleiterIn gemeinsam mit 
der KundIn auf einfühlsame Weise gestaltet. LIBIDA-SEXUAL-
BEGLEITERINNEN sind selbständig tätig und arbeiten unter 
bestimmten Qualitätsstandards mit der Fachstelle.hautnah. 
der alpha nova BetriebgesmbH. zusammen. Geschlechtsver-
kehr und Oralsex sind aus gesetzlichen Gründen nicht mög-
lich. Das Angebot wurde mit und für Frauen und Männer mit 
Behinderung entwickelt. www.libida-sexualbegleitung.at

Würdigung der Jury: Zwei noch immer eher tabuisierte 
Bereiche, Sexualität und Behinderung, werden gemeinsam in 
die Öffentlichkeit getragen: Die erotisch-sexuelle Begegnung 
zwischen einem oder einer SexualbegleiterIn und einem Men-
schen mit Behinderung wird als eigene professionelle Dienst-
leistung angeboten. Sie kann gekauft und genossen werden. 
Einfach so. Einfach so wird gezeigt, dass Menschen mit Behin-
derungen, wie alle Menschen, sexuell-erotische Bedürfnisse 
haben, die sie befriedigen wollen. Die Steiermark übernahm 
eine Vorreiterrolle. Die Erweiterung in andere Bundesländer 
ist schon geplant…
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Magdi (Ungarn) social communication and 
innovative tools in community development 
in the VIII. district of Budapest

MAGDI is a social communication project. We are creating 
innovative channels of communication and events with a spe-
cial focus on a certain neighbourhood. Our goals are: Reinte-
gration of the underprivileged Magdolna Quarter and other 
parts of district VIII in the social and cultural life of Budapest. 
Empowerment of the local community to be able to solve 
their everyday problems, to organize itself, generate public 
debate and influence local politics. Contact and details: www.
zofi.hu. www.zofi.hu

Würdigung der Jury: Jung, unabhängig und gleichzei-
tig gut eingebunden. Ein umtriebiges Netzwerk als Plattform 
und Einladung an jeden und jede BewohnerIn für ein Aktiv-
sein im Sinne der – sozial noch fragilen – Gemeinschaft in 
einem schon zu lange vernachlässigten Teil der Budapester 
Josefstadt. Stadtteilzeitung, Videoblog, Straßenfestival, Kunst-
aktion, Workshops, Tauschflohmark,… – die BewohnerInnen 
organisieren sich selbst. Vielfältiges community development, 
eine grassroots-Bewegung von der feinsten Sorte. Wir wün-
schen der umsichtigen Energie der AktivistInnen viele Tank-
stellen, auf dass sie die soziale und kulturelle Distanz des Vier-
tels zum Rest von Budapest überwinden hilft.

NEULAND OÖ (Oberösterreich)

Die Wohneinrichtung NEULAND OÖ. bietet einen Übergang 
für derzeit insgesamt 36 psychisch kranke StraftäterInnen 
von der Anhaltung in Psychiatrien bzw. Justizanstalten zum 
möglichst selbstständigen und deliktfreien Leben nach der 
Entlassung. Das Angebot reicht von der 24-Stunden-Betreu-
ung im Wohnhaus über Mobile Betreuung in Wohngemein-
schaft oder Einzelwohnung bis hin zur stundenweisen Mobi-
len Betreuung in der eigenen Wohnung. NEULAND versteht 
den Namen auch programmatisch, in dem Betroffene unter-
stützt werden, sich neuen Lebensraum schaffen und leistet 
einen Beitrag zur gesellschaftlichen Wertschätzung der Ziel-
gruppe über sensible Eingliederung im lokalen Umfeld, über 

Schutz und Kontrolle der Betroffenen und veröffentlichte Aus-
einandersetzung in Verbindung mit künstlerischen Projekten.   
www.promenteooe.at

Würdigung der Jury: Ein sehr spezifisch zugeschnittenes 
Angebot für eine sehr spezielle Zielgruppe. Hilfe und Kontrolle 
müssen sinnvoll miteinander verbunden werden, um nützlich 
sein zu können – in den Augen der KlientInnen, in den Augen 
der Justiz, in den Augen der Institutionen der Psychiatrie. Die 
Balance zwischen kontrollierter Betreuung bzw. betreuter 
Kontrolle gelingt augenscheinlich gut, Bedarf und Nachfrage 
steigen, weitere Betreuungsplätze sollen geschaffen werden. 
Wir wünschen, dass die Gestaltung eines nachhaltigen Über-
gangs vom Weggesperrt-Sein zurück ins Mitdabei-Sein weiter-
hin und vermehrt gelingt!

Online Trauer-Plattform „Aspetos“ (Tirol)

www.ASPETOS.at ist ein umfassendes Informationsportal rund 
um das Tabuthema „Tod und Trauer“ und eine Plattform zur 
Vernetzung für trauernde Menschen. In der Trauerarbeit gilt 
es, Verluste zu bearbeiten und der positiven Erinnerungen 
Raum zu geben. Das Trauerportal Aspetos ist ein Ort sein, an 
dem Menschen Erinnerungen an verstorbene Menschen und 
auch ihren Schmerz miteinander teilen und verarbeiten kön-
nen. Besucher haben mit der Funktion der Online-Kondolenz 
und dem Entzünden von Gedenkkerzen die Möglichkeit zur 
öffentlichen Anteilnahme. Angehörige können außerdem 
Gedenkseiten für ihre Verstorbenen erstellen und pflegen, um 
ihre Erinnerungen zu sichern und für andere Berechtigte frei-
geben. www.aspetos.at

Würdigung der Jury: Bestattung und Trauerhilfe über eine pro-
fessionell betriebene Online-Plattform soll ‚Erinnerung sichern’ 
(so die Eigendefinition) und helfen, mit der Endlichkeit bzw. 
der Unendlichkeit (‚aspetos’) umzugehen. Das Online-Medi-
um soll den Diskurs über den Tod als Teil des Lebens ermög-
lichen oder sogar vereinfachen, indem praktische Hilfe und 
Unterstützung beim Verarbeiten des Todes kombiniert wird. 
Umfassend im Angebot und individuell selbst gestaltbar, die 
Distanz des world wide web als Erleichterung für die Gestal-

http://www.zofi.hu
http://www.zofi.hu
http://www.zofi.hu
http://www.promenteooe.at
http://www.ASPETOS.at
http://www.aspetos.at
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tung der persönlichen Trauer… ein interessantes Experiment, 
es möge seine Wirkung zeigen.

SOPHIE (Wien) – Bildungsraum für Prostituierte

Frauen die in der Sexarbeit tätig sind oder waren werden Sozi-
alberatung, Krisenintervention, ein PC-Café sowie Beratung 
und Unterstützung zur Umorientierung auf andere Tätig-
keitsbereiche angeboten. Streetwork an den Arbeitsorten der 
Frauen wird in ganz Wien durchgeführt. Ein Kommunikati-
onsraum steht der Zielgruppe Montag bis Donnerstag offen. 
Der Abbau von Vorurteilen wird durch gezielte Öffentlich-
keitsarbeit und einen Trainingsbereich gefördert. Zielsetzung 
von SOPHIE ist es „Die Handlungsspielräume von Sexarbei-
terinnen inner- und außerhalb der Sexarbeit zu erweitern“. 
www.sophie.or.at

Würdigung der Jury: Niederschwellig, anonym, mutter-
sprachlich, akzeptierend. Egal, ob die Frauen Sexdienstlei-
stungen erbringen oder nicht (mehr), ob sie was anderes tun 
wollen oder nicht. So baut der BildungsRaum für Sexarbeite-
rinnen Vertrauen auf. Ein ausschließender Raum macht Diskri-
minierung sichtbar und Probleme besprechbar. Fachliche und 
gesellschaftspolitisch gezielte Öffentlichkeitsarbeit will auch 
den öffentlichen Handlungsraum für Sexarbeiterinnen vergrö-
ßern. Und wenn sie ihre Rechte und Pflichten kennen, können 
sie diese auch erstreiten wollen – gegenüber den Behörden, 
den Freiern und der Polizei. Auf dass die Spielräume weiterhin 
vergrößert werden!

Sprachausbildung für die Polizei (Wien)

Das Projekt „Sprachausbildung für die Polizei“ ergänzt ein 
umfangreiches Sprachaus-bildungsmodell um den Erwerb 
entsprechender interkultureller Kompetenzen und soll dazu 
beitragen, durch ein verständnisvolles und vorurteilsfreies Mit-
einander das Vertrauen zwischen der österreichischen Polizei 
und der fremdsprachlichen Bevölkerung nachhaltig zu verbes-
sern. www.bmi.gv.at

Würdigung der Jury: Endlich wird mit diesem Projekt die 
Wichtigkeit von sprachlicher und interkultureller Kompetenz 
für ein sensibles und erfolgreiches Handeln der Polizeibeam-
tInnen erkannt – getreu dem eigenen Motto: „Durch gegen-
seitiges Verstehen zum gegenseitigen Verständnis“. Und: dem 
Projekt geht es neben dem Erlernen der fremden Sprache 
insbesondere auch um die Änderung der eigenen Haltung 
gegenüber dem oder der Fremden, um das Anstoßen von 
Reflektionsprozessen. Andere Länder zeigen sich bereits inte-
ressiert… Auf dass sich durch einen respektvollen Polizeiauf-
tritt das Bild zur Polizei in allen Köpfen, den eigenen wie den 
fremden, verändere!

Verbund Stromhilfefonds der Caritas (Wien)

Der „Verbund Stromhilfefonds der Caritas“ hilft finanz-
schwachen Haushalten in ganz Österreich aus der Energiefalle 
– geringes Einkommen bei überproportional hohen Energie-
kosten. Wie? Durch individuelle Energieberatung im Haushalt, 
Unterstützung beim Tausch von Energie fressenden gegen 
energiesparende Geräte und finanzielle Überbrückungshil-
fe bei Stromrechnungen. Damit hilft die Initiative den Men-
schen, aber auch dem Klima. www.verbund.at

Würdigung der Jury: Eine langfristig angelegte Kooperati-
on zwischen Profit- und Non-Profit-Bereich kombiniert finan-
zielle Akuthilfe mit Hilfe zur nachhaltigen Verhaltensände-
rung. EnergieberaterInnen kommen ins Haus, analysieren und 
helfen, energiesparende Maßnahmen zu finden, Gerätetausch 
und Überbrückungshilfe für Stromrechnungen wenn nötig 
inkludiert. Hochschwellig, weil nicht einfach Geld gegeben 
wird, aber wirksam. Energiesparendes Verhalten ist ökono-
mische Notwendigkeit. Nach einem Jahr wird der Erfolg kon-
trolliert, jener der Energieberatung und jener der Kooperation 
zwischen Verbund und Caritas. Zudem sollen andere (Ener-
gie)Unternehmen ins Boot geholt werden. Möge der Funke 
überspringen!		  n

http://www.sophie.or.at
http://www.bmi.gv.at
http://www.verbund.at
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Die Art und Weise dieser Gräueltat deu-
tet darauf hin, dass damit nicht nur er zum 
Schweigen gebracht werden sollte, sondern 
dass die Tat als Zeichen für alle, die sich 
gegen Vertreibung und Ausbeutung und 
für ein besseres Leben vor allem in den 
Gemeinden der Chapada do Apodi einset-
zen, verstanden werden soll. Zé Maria war 
ein umtriebiger Anführer des Kampfes gegen 
die Ausbreitung des Agrobusiness, für den 
rechtsmäßigen Anspruch auf Landtitel vieler 
Kleinbäuer_innen und vor allem gegen den 
intensiven Einsatz von Agrarchemikalien. 

Auf der Hochebene von Apodi, die als eine 
der prosperierendsten Regionen der bewäs-
serungsintensiven Obstlandwirtschaft im 
Nordosten Brasiliens gilt, haben sich seit den 
1990er Jahren große nationale und trans-
nationale Unternehmen angesiedelt, um vor 
allem Bananen, Melonen und Ananas in 
Monokulturen anzubauen. Die Nähe zum 
Exporthafen bei Fortaleza, das ebene Gelän-

de, die guten Böden und vor allem der 
durch die Ableitung des São Francisco Flusses 
auch in Zukunft gesicherte Zugang zu Was-
ser innerhalb einer semiariden Region sind 
wohl die wichtigsten Gründe für die Aus-
breitung des Agrobusiness. Dabei wurden 
viele Ländereien eines ehemaligen staatli-
chen Bewässerungsprojektes von den Unter-
nehmen unrechtmäßig angeeignet, Klein-
bäuer_innen ohne 

eingetragene Landtitel vertrieben und wei-
tere Landstücke mit Hilfe scheinbar lukra-
tiver Kaufangebote erworben. Diejenigen, 
die nicht in die Städte abgewandert sind, 
leiden heutzutage vor allem unter dem mas-
siven Einsatz von Agrarchemikalien, die teil-
weise per Flugzeug über den Monokulturen 
ausgebracht werden und das Trinkwasser 
der Gemeinden verseuchen. Drei gestor-
bene Arbeiter_innen, die für die Unterneh-
men Agrargifte ausgebracht hatten und eine 
weit überdurchschnittlich hohe Krebsrate 
von einer Erkrankung pro 300 Bewohner_
innen sind Belege der überaus hohen Bela-
stung, der die Menschen und die Natur aus-
gesetzt sind. 

Zé Maria kämpfte als Präsident der Bewoh-
ner_innenvereinigung der Gemeinde São 
João do Tomé und als Präsident der Vereini-
gung der enteigneten landlosen Kleinbäuer_
innen der Chapada do Apodi für die Rechte 
der Enteigneten und die Eindämmung des 
Einsatzes von Agrarchemikalien. Einer der 
Erfolge in seinem Kampf war die Einführung 
eines Gesetzes zum Verbot der Ausbringung 

Brasilien: Umwelt-Aktivist 
in Ceará ermordet
Von Tobias Schmitt (Text und Fotos), Journalist

José Maria Filho  
(Zé Maria), einer der 
führenden Aktivisten 
in den Gemeinden der 
Hochebene von Apodi 
im Nordosten des 
Bundesstaates Ceará, 
wurde am  
21. April 2010 von bisher 
Unbekannten mit 19 
Schüssen ermordet. 
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von Agrarchemikalien per Flugzeug, das letztes Jahr von dem 
Gemeinderat von Limoeiro do Norte verabschiedet wurde, 
jedoch bis heute zu keiner Verringerung des Chemikalienein-
satzes führte. Als geradezu zynisch kann in diesem Zusam-
menhang die Aussage des Mitarbeiters eines Agrarunterneh-
mens bezeichnet werden, der in einer E-mail an die Landwirt-
schftsaufsichtsbehörde des Bundesstaates Ceará ankündigte, 
aus Rücksicht auf die Familie des Ermordeten in den nächsten 
Tagen auf die Ausbringung von Agrarchemikalien per Flug-
zeug verzichten zu wollen. 

Die Ermordung eines der wichtigsten Anführers der sozialen 
Bewegungen in der Region um Limoeiro do Norte hat für Ent-
setzen, aber auch für Aufruhr und zahlreiche Solidaritätsbe-
kundungen geführt. Bei seiner Beerdigung am 22. April, dem 
von der UNO ausgerufenen Internationalen Tag der Mutter 
Erde, kamen hunderte von Freunde und Mitstreiter von Zé 
Maria zusammen. Sie sind entschlossen, weiter für ein men-
schenwürdiges Leben und für eine bedingungslose Aufklärung 
des Mordes an dem Aktivisten zu kämpfen. Ob diese Aufklä-

1818

Die Ableitung des São Francisco Flusses soll auch die Bewässerung der Obstplantagen auf der 
Hochebene von Apodi sichern.

Nachdem José Valderi Agrarchemikalien ohne 
Schutzkleidung in den Obstplantagen aus-
brachte, mussten zunächst seine Zehen, später 
dann sein Bein amputiert werden. Im Oktober 
2008 starb José Valderi an den Folgen des 
Chemikalieneinsatzes.

Ausgabe Nr. 271/2010	 xxAusgabe Nr. 271/2010	 Ökologie



19

rung jedoch gewollt und möglich ist, darf bezweifelt werden, 
da der Abgeordnete Luciano Barreto, der als Hauptverantwort-
licher für die Untersuchungen eingesetzt wurde, 2004 zusam-
men mit zwei Polizisten selber in einen Fall von Einschüchte-
rung und versuchten Mordes verwickelt war, bei dem Fischer_
innen, die sich gegen die Ausweitung der Shrimpszucht in der 
Region zur Wehr gesetzt hatten, mundtot gemacht werden 
sollten.

Zé Maria hinterlässt eine Frau und drei Kinder.	 n

Zé Maria auf seiner „terra“, August 2008

Im Kampf gegen die Ausbringung der Agrarchemikalien per Flugzeug: Zé Maria beim ´Schrei der 
Ausgeschlossenen´ am 7.September 2009
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Dies ist deprimierend für jeden echten Natur-
freund. Aber müssen sich denn ob des fort-
schreitenden Biodiversitätsverlust auch die 
Investoren Gedanken machen?. Offenbar 
kaum, wenn es nach den 1’200 CEOs geht, 
die PwC für ihren jährlichen Global CEO Sur-
vey interviewt hat. Nur 27% sahen den Ver-
lust der Artenvielfalt als Bedrohung. Dabei 
gab es immerhin erhebliche regionale Unter-
schiede. In Lateinamerika und Afrika, wo der 
Biodiversitätsverlust infolge der Abholzung 
von Millionen von Hektar Wald unmittelbar 
greifbar ist, waren immerhin 53% bzw. 45% 
der CEOs in Sorge, während in Westeuro-
pa nur 18%, in Nordamerika nur 14% und 
in Zentral- und Osteuropa nur gerade ein-
mal 11% über den Verlust der Artenvielfalt 
besorgt waren.

Das fehlende Problembewusstsein der Fir-
menlenker sollte Investoren beunruhigen. 
Die von der EU-Kommission und der UNEP 
eingesetzte Arbeitsgruppe „Ökonomie von 
Ökosystemen und der Biodiversität (TEEB)“ 
schätzt den Wohlfahrtsverlust im Jahr 2050 
infolge des zwischen heute und dann kumu-
lierten Schadens an verminderten Ökosy-
stem-Dienstleistungen auf 14 Billionen 
(1012) Euro, was rund 7% der für das Jahr 
2050 prognostizierten globalen Wirtschafts-
leistung entspricht.

Auch die Vermögensverwaltung kann viel 
aus dem Studium der Ökosysteme lernen. 
Je grösser die biologische Vielfalt in einem 
Ökosystem, desto robuster ist es gegenüber 

externen Schocks. Die Weisheit, wonach das 
Ganze mehr Wert ist als die Summe aller Teile, 
ist nirgends wahrer als hier. In gewisser Weise 
ist die biologische Vielfalt die natürliche Ver-
sion von Markowitz' moderner Portfoliothe-
orie, wobei Mutter Natur mit etwas mehr 
als drei Milliarden Jahren organischer Ent-
wicklung Markowitz ein gutes Stück voraus 
war. Langfristig orientierte Investoren sollten 
sich bei ihren Anlageentscheidungen eben-
falls an natürlichen Ökosystemen ausrichten. 
Sie sollten die Vielfalt der Geschäftsmodelle 
begünstigen und vermehrt in solche Wirt-
schaftsakteure investieren, die am ehesten 
die Stabilität und Nachhaltigkeit unseres 
Wirtschaftssystems gewährleisten. Ein allzu 
starker Fokus auf kurzfristige Gewinne kann 
die Geschäftsethik untergraben und gerade 
die Unternehmen vom Markt drängen, die 
dem nächsten grossen Schock vielleicht am 
besten gewachsen wären.

Autorennotiz:  Christoph Butz ist 
Nachhaltigkeitsexperte bei Pictet Asset 
Management in Genf		  n

Biodiversität – Was wir von 
der Natur lernen können
Von Christoph Butz

Laut der UN-Studie 
Millennium Ecosystem 
Assessment hat die 
biologische Vielfalt in 
den letzten 50 Jahren 
wesentlich stärker 
abgenommen als je 
zuvor in der Geschichte 
der Menschheit. Der 
Verlust an Arten wird 
auf das Hundert- bis 
Tausendfache der 
natürlichen Aussterberate 
geschätzt, und der 
Klimawandel dürfte 
den Artenschwund gar 
noch beschleunigen.
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Die beschlossene Nationale Plattform für 
Elektromobilität greife zu kurz, so Hauff: "Was 
wirklich gebraucht wird, ist eine umfassende 
nachhaltige Mobilitätsstrategie, die bran-
chenübergreifend unterschiedliche Formen 
von Mobilität vereint. Jede Verkehrspolitik, 
die nicht auf die Integration der Verkehrsträ-
ger setzt, geht fehl."

Anlässlich des Elektromobilitätsgipfels der 
Bundesregierung fordert auch der Ver-
kehrsclub Deutschland e.V. (VCD) ein neues 
nachhaltiges Mobilitätskonzept. Die wesent-
lichen Probleme des Straßenverkehrs löse 
auch das Elektroauto nicht, der Pkw-Verkehr 
bleibe klimaschädlich. Nach Plänen der Bun-
desregierung sollen im Jahr 2020 lediglich 
eine Millionen Elektrofahrzeuge auf der Stra-
ße sein; bei einem Gesamtbestand von über 
45 Millionen. Daher müssten nun vielmehr 
die Weichen für eine klimafreundliche Mobi-
litätskultur in Deutschland gestellt werden, 
so der VDC.

Michael Gehrmann, VCD-Bundesvorsitzen-
der: "Wenn die Bundesregierung ihre selbst-
gesteckten Klimaziele auch im Verkehr errei-
chen will, lässt sich das nur mit einem 
Zukunftskonzept für die Mobilität umset-
zen, das die Bedürfnisse der Menschen, den 
Umwelt- und Klimaschutz, den demogra-
fischen Wandel und die Kosten des Verkehrs 
integriert und die notwendigen Maßnahmen 
auflistet. Langfristig wird die Elektromobili-
tät ein Baustein eines CO2-armen Straßen-
verkehrs sein, daher ist es richtig, dass die 

Bundesregierung die Grundlagenforschung 
fördert."

Auch wenn in einzelnen Bereichen, etwa 
bei der Zwischenspeicherung von Energie in 
den Fahrzeugen, bereits systemisch gedacht 
werde, reiche es nicht aus, die Entwick-
lung von Elektroautos isoliert voranzutreiben, 
sagt der Nachhaltigkeitsberater der Bun-
desregierung. "Ihr Potenzial für eine CO2-
arme Gesellschaft werden sie erst im Ver-
bund insbesondere mit dem Schienenfern-
verkehr, dem öffentlichen Nahverkehr und 
den erneuerbaren Energien ausschöpfen." 
In den kommenden Jahren werde es darauf 
ankommen, integrierte Nutzungskonzepte 
für öffentlichen und individuellen Personen-
verkehr in die Praxis zu bringen.

Dieser Gedanke fehle in den Prioritäten der 
Nationalen Plattform für Elektromobilität, 
kritisiert der frühere Bundesminister für For-
schung und Technologie. Richtig sei, dass die 
deutsche Wirtschaft das Auto neu erfinden 
müsse, doch dies müsse im Kontext einer 
integrierten Mobilitätskultur geschehen und 
dürfe außerdem nicht dazu führen, dass das 
Problem des hohen CO2-Ausstoßes konven-
tioneller Fahrzeuge in den Flotten deutscher 
Hersteller verdrängt werde.

Auffällig sei, wie stark bisher die Denkmuster 
der großen Autohersteller die Herangehens-
weise an das Thema Elektromobilität domi-
nierten. Dass diese nicht selbst die Grenzen 
ihrer eigenen Branche ausdehnten, sei über-
raschend, so Hauff. Die Autoindustrie stehe 

Elektroauto-Initiative 
greift zu kurz
Der Elektromobilitäts-
gipfel vorige Woche am 
Montag in Berlin hat 
nach Ansicht des Vor-
sitzenden des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung, 
Volker Hauff, gezeigt, 
dass bisher weder die 
Bundesregierung noch 
die beteiligten Indus-
trievertreter die Heraus-
forderung Mobilität in 
ihrer ganzen Dimensi-
on erfassen. Kritik an 
den Kritikern kommt 
von Hermann Scheer.
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langfristig nicht nur vor der Herausforderung, Elektroautos zur 
Marktreife zur bringen.

Eine Zukunft ohne Umsatzeinbrüche und ohne erheblichen 
Bedeutungsverlust sieht Hauff für die Branche nur unter der 
Voraussetzung, dass sie sich zu einem integrierten Dienstlei-
stungssektor für Mobilität mit neuen, nicht vorrangig auf den 
Autobesitz gerichteten Nutzungsmodellen und im Verbund 
mit dem Schienenverkehr wandelt.

Kritik an Kritiker

Als "unverständlich, kurzsichtig und widersprüchlich" hat der 
Präsident von EUROSOLAR, Dr. Hermann Scheer, die Stellung-
nahme verschiedener Umweltverbände gegen die Elektromo-
bilität bezeichnet. In dieser, unter anderem von der Deut-
schen Umwelthilfe und Greenpeace unterzeichneten Stellung-
nahme, heißt es: "Das Potenzial für die CO2-Einsparung liegt 
auf absehbare Zeit bei den Verbrennungsmotoren…". Darü-
ber hinaus wird bemängelt, dass Elektrofahrzeuge "nur" eine 

Reichweite von 100 bis 200 Kilometern hätten. Eine direkte 
Förderung der Elektromobilität wird deshalb abgelehnt.

Hermann Scheer zeigte sich angesichts dieser Stellungnahme 
verwundert: "Mir war gar nicht bekannt, dass die Umweltver-
bände jetzt auch lange Autofahrten befürworten."

Scheer kritisierte, dass die Umweltverbände statt einer direkten 
Förderung der Elektromobilität eine sogenannte "technologie-
neutrale" Förderung verlangten. Angesichts dessen müsse 
man sich fragen, an welche Alternativtechnologien die Ver-
bände denn dächten. Den Biodiesel, so Scheer, kritisieren sie 
wegen der angeblichen Nutzungskonkurrenz mit Lebensmit-
teln, der Wasserstoffantrieb sei viel weniger energieeffizient 
als ein batteriegespeister Elektromotor und der vielgepriesene 
hocheffiziente Verbrennungsmotor werde von der Autoindus-
trie hauptsächlich dafür genutzt, immer noch schwerere und 
leistungsstärkere Fahrzeuge anzubieten. Scheer: "Es bleibt 
nur der Elektromotor. Wer Technologieneutralität fordert, der 
unterstützt automatisch das Weitermachen mit falschen Tech-
nologien."		  n

4th INTERNATIONAL 
CONFERENCE ON CORPORATE

SOCIAL RESPONSIBILITY

September 22 – 24, 2010
Humboldt-Universität zu Berlin, Germany

www.csr-hu-berlin.org

CSR-Challenges Around the Globe

THE MODERN CLASSIC
200 YEARS OF THE HUMBOLDT-UNIVERSITÄT 

H U M B O L D T- U N I V E R S I TÄT  Z U  B E R L I N
I N S T I T U T E  O F  M A N A G E M E N T

CSR-Challenges Around the Globe

A
bb

.: 
Fo

to
lia

.d
e 

(E
ra

y)

“The Berlin conference on Corporate Social Responsibil-
ity brings together experts concerned with corporate and 
government policies that influence millions of people’s 
live.” 
Michael Spence (Nobel Laureate in Economics)
 

“This conference on corporate responsi-
bility brings together the leading thinkers from Europe, 

the US, and elsewhere in a good conversation about the 
constructive roles that businesses can play in society.” 

Sandra Waddock (Boston College)
 

“This conference is inviting CSOs to join such coalitions 
and to strengthen their contribution to a better World.” 
Peter Eigen (Founder Transparency International)
 

“This will be about business that puts 
ethics, responsibility, and sustainability 

in the very center of the story.”
R. Edward Freeman (University of Virginia)
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Dazu kommt die Belastung durch den Aus-
stoß von CO2 und anderen schädlichen Emis-
sionen, wie z.B. Feinstaub, die es zu reduzie-
ren gilt. Der Paradigmenwechsel – weg vom 
Erdöl hin zu alternativen Antrieben – bietet 
also viele Chancen gerade für Deutschland, 
wo die Automobilindustrie traditionell einen 
hohen Anteil am Bruttosozialprodukt trägt. 
Elektrofahrzeuge sind umweltfreundlich und 
ressourcenschonend, weil sie aus regenera-
tiven Energiequellen gespeist werden kön-
nen. Dies macht ein Land wie Deutschland 
unabhängiger von Rohstoffimporten. Damit 
bleiben die volkswirtschaftlichen Kosten für 
die Mobilität langfristig kalkulierbar günstig. 
Energie wird im Land erzeugt, sodass die Ver-
sorgung stets gesichert ist.

Die Diskussion um eine „neue Mobilität“ 
greift aber viel weiter. Es geht hierbei nicht 
nur um einen Ersatz für den Verbrennungs-
motor, sondern um ein völlig neues Kon-
zept für die individuelle Mobilität, das auch 
auf IKTgestützte Dienstleistungen und die 
Kombination unterschiedlicher Transportar-
ten aufbaut. Künftig werden die Menschen 
nicht mehr ausschließlich „ein Auto“ kaufen, 
sondern für ihre Mobilität bezahlen. Diesen 
Wandel will Better Place auch in Deutschland 
vorantreiben und mithelfen, dass die Volks-
wirtschaft zum Leitmarkt für Elektromobilität 
wird. Konzepte, die hier funktionieren, haben 
weltweit Vorbildcharakter. 

Better Place ist bereit, zusammen mit Tech-
nologiepartnern hierzulande eine flächen-
deckende Infrastruktur für die Mobilität mit 

emissionsfreien Elektrofahrzeugen auf Basis 
erneuerbarer Energiequellen aufzubauen.

Das Konzept der langen Strecken 
und des gesteuerten Ladens

Bereits heute arbeiten die meisten Automo-
bilhersteller an der Entwicklung von Elektro-
fahrzeugen. Verschiedene Typen und Model-
le decken künftig alle Marktsegmente ab – 
vom Kleinwagen bis zur Großraumlimousine. 
Die Batterien, die die Energie für die Fahr-
zeuge speichern, werden technisch immer 
weiter verbessert. Dennoch haben sie auch 
in absehbarer Zeit einen gravierenden Nach-
teil: Die notwendige lange Ladezeit steht 
in einem sehr ungünstigen Verhältnis zur 
beschränkten Reichweite, die sich mit einer 
Batterieladung zurückgelegen lässt. Elektro-
fahrzeuge, die auf diesem klassischen Batteri-
eladeprinzip beruhen, eignen sich daher vor 
allem im sporadischen lokalen und regionalen 
Einsatz; Langstrecken lassen sich damit nicht 
mit dem gewohnten Komfort bewältigen.

Hier setzt Better Place an. Damit elektrisch 
betriebene Automobile eine echte Alterna-
tive zu Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor 
werden können, trennt Better Place Batterie 
und Fahrzeug und baut regionale und lan-
desweite Infrastrukturen mit Batterielade und 
wechselstationen auf. An den Ladestationen 
laden die Fahrer ihre Autos überall und zu 
jeder Zeit auf – in ihrer Garage, am Arbeits-
platz, an privaten und öffentlichen Parkplät-
zen, in Parkhäusern oder vor Geschäften und 
Restaurants. Auf längeren Fahrten tauschen 

Deutschland auf dem Weg zum 
Leitmarkt für Elektromobilität
Von Rolf Schumann, Country Engagement Principal Deutschland betterplace.com

Die Mobilität steht vor 
einem grundlegenden 
Wandel. Die 
Automobilindustrie nutzt 
zurzeit fast ausschließlich 
Antriebskonzepte, die 
auf Erdöl basieren. Aber 
dieser wertvolle Rohstoff 
wird stetig knapper, 
während gleichzeitig 
weltweit immer mehr 
Kraftfahrzeuge im 
Einsatz sind.
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Autofahrer an den Wechselstationen in wenigen Minuten die 
leere Batterie gegen eine aufgeladene aus. Damit lässt sich der 
Radius von Elektroautos beliebig vergrößern. Das ist beson-
ders wichtig, weil damit auch die große Gruppe der Vielfah-
rer wie Langstreckenpendler oder Außendienstmitarbeiter 
angesprochen und zum Umstieg bewegt werden kann. Sie 
verbraucht derzeit am meisten Kraftstoff und verursacht fast 
zwei Drittel des gesamten CO2-Ausstoßes. Zu dem bietet sich 
der Batteriewechsel überall dort an, wo keine Lademöglich-
keiten bestehen, z. B. in dicht besiedelten Innenstädten oder 
in Wohngebieten ohne Parkplätze.

Wechselbatterien haben einen weiteren Vorteil: Durch intel-
ligente Steuerung des Stromnetzes steht Energie für die Auf-
ladung immer in der richtigen Menge, am richtigen Ort und 
zur richtigen Zeit zur Verfügung. Die Batterie ist also nicht nur 
Energiespeicher für das Fahrzeug, sondern auch Energiespei-
cher in einem intelligenten Stromnetz. 

Die Elektrofahrzeuge im Netzwerk von Better Place wer-
den mit Strom angetrieben, der aus Windkraft, Sonnenener-
gie und anderen erneuerbaren Energiequellen stammt. Hier 
arbeitet Better Place direkt mit den nationalen und regionalen 
Energieversorgern zusammen. Gemeinsam bauen die Unter-
nehmen eine Infrastruktur für die Stromverteilung auf – ange-
fangen in den großen Ballungszentren des Landes und schnell 
flächendeckend. Verfügt eine Region noch nicht über eine 
ausreichende regenerative Stromerzeugung, unterstützt Bet-
ter Place sie beim Aufbau nachhaltiger Energiequellen.

Mobilität statt Auto

In unserem Modell erwirbt Better Place die Batterie entspre-
chend den Spezifikationen der Automobilhersteller bezie-
hungsweise direkt von diesen. Dadurch wird die Anschaf-
fung eines Elektrofahrzeugs für den Kunden günstiger. Dieser 
schließt beim Kauf eines Elektroautos zusätzlich einen Mobi-

litätsvertrag mit einer Laufleistung in Kilometern beim Infra-
strukturbetreiber Better Place ab. Darin enthalten sind der 
Strom zum Fahren sowie die Nutzung von Batterie, Lade und 
Wechselstationen und weiteren Mehrwertdiensten. Der Auto-
fahrer kauft sich somit Mobilität – vergleichbar damit, wie er 
in Mobilfunknetzen für seine Gesprächsminuten bezahlt. Sei-
nen Mobilitätsvertrag kann er flexibel seinen Bedürfnissen 
anpassen. Auch kombinierte Mobilitätsszenarien, etwa die 
Kombination Auto und Bahn oder integrierte Mobilitätsange-
bote mit regionalen ÖPNV Anbietern, sind hier denkbar und 
werden bereits getestet. Zur Lösung von Better Place gehö-
ren umfangreiche Dienstleistungen. Dies beginnt im Wagen, 
wo der Fahrer jederzeit detailliert über Energieverbrauch und 
reserve informiert wird. Ist abzusehen, dass auf einer Fahrt 
die Batterie leer wird, so lotst ein hoch entwickeltes Naviga-
tionssystem den Fahrer zur nächstgelegenen Wechselstation. 
Dort wird sein Kommen rechtzeitig avisiert, sodass die für das 
Auto passende Batterie für den schnellen Wechsel bereitge-
stellt wer den kann. Mathematische und statistische Modelle 
stellen sicher, dass immer ausreichend viele Batterien an den 
richtigen Orten zur Verfügung stehen. Das ausgereifte Netz-
managementsystem des Betreibers sorgt dafür, dass Energi-
enachfrage und angebot aufeinander abgestimmt sind und 
dass es im Netz des Stromversorgers zu keinen Engpässen 
kommt. Dies gewährleistet stets effizienten und kosteneffek-
tiven Energieeinsatz.

Innovative, aber bereits bewährte Lösung

Bei unkonventionellen Konzepten wird die Praxistauglich-
keit besonders kritisch hinterfragt. Better Place führt momen-
tan sein Modell in mehreren Ländern erfolgreich ein. Isra-
el hat sich Anfang 2008 als erste Nation dafür entschieden, 
ein landesweites Netzwerk zum Betrieb von Elektrofahrzeu-
gen aufzubauen; mehr als 400 Ladestationen an Straßen, auf 
öffentlichen Parkplätzen und in privaten Garagen sind bereits 
installiert. Der erste Massentest mit mehreren tausend Stati-
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onen wird zum Jahreswechsel erfolgen. Mehr als 90 israelische 
Großunternehmen planen, ihre Firmenflotte auf Elektrofahr-
zeuge umzustellen. Im japanischen Yokohama errichtete Bet-
ter Place im Mai 2009 die erste vollautomatische Batterie-
wechselstation. In Tokio läuft seit Jahresbeginn ein Feldver-
such in Zusammenarbeit mit dem größten Taxiunternehmen 
der Stadt: Hier muss sich das Konzept im harten Alltagsbetrieb 
bewähren. Auch in Dänemark, Australien, Kalifornien, Hawaii 
sowie der kanadischen Provinz Ontario treibt Better Place 
zusammen mit Partnern den Aufbau von Netzen voran, der 
zum Teil schon 2011 abgeschlossen sein wird. Das Unterneh-
men arbeitet dabei eng mit Investoren, Energieversorgungs-
unternehmen, Automobilherstellern und zulieferern sowie 
regionalen und nationalen Regierungen zusammen.

Mit dem Automobilhersteller Renault-Nissan besteht eine 
umfangreiche Partnerschaft; er fertigt für die Märkte Israel 
und Dänemark mit sehr nennenswerten Stückzahlen Fahr-
zeuge mit Wechselbatterie.		  n
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Unternehmergeist soll Armut und sozi-
ale Ausgrenzung in Zentral- und Osteuro-
pa bekämpfen. Unter diesem Motto und 
Anspruch ging die Social Business Tour 2010 
an den Start. Mit parallel Veranstaltungen 
in Wien und Bratislava. Weitere Termine  in 
Prag, Belgrad, Budapest und Bukarest wer-
den folgen. Friedensnobelpreisträger Pro-
fessor Muhammad Yunus, Gründer der Gra-
meen Bank, ist Schirmherr der Social Business 
Tour 2010 durch Zentral- und Osteuropa.

Gesellschaftliche Ausgrenzung, materielle 
Not, Armut: Davon sind nicht nur Men-
schen in Entwicklungsund Schwellenländern 
betroffen, sondern zunehmend auch in Zen-
tral- und Osteuropa. Laut EUKommission 
haben 17 % der Europäer nicht genügend 
Mittel, um sich ihre grundlegendsten Bedürf-
nisse erfüllen zu können. Social Business, ein 
von Prof. Yunus entwickeltes Wirtschafts-
konzept, hat vielversprechendes Potenzial, 
auch in Zentral- und Osteuropa zur Verbes-
serung der Lebenssituation benachteiligter 

Menschen beizutragen und den notwenigen 
sozialen Wandel der Gesellschaft positiv zu 
gestalten, so die Veranstalter. 

The Social Business Tour 2010 ist eine 
gemeinsame Initiative von ERSTE Stiftung, 
Erste Group, good.bee, dem österreichischen 
Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz sowie The Grameen 
Creative Lab.

Den Nutzen für die Menschen und 
nicht den Gewinn maximieren

Im Mittelpunkt der Social Business Idee steht, 
dass das Ziel dieser Geschäftsideen am Ende 
nicht die Gewinnmaximierung steht, son-
dern die Maximierung der Anzahl Personen, 
denen geholfen wurde. Yunus: " Ich glaube 
daran, dass wir eine Welt ohne Armut schaf-
fen können, weil es nicht die Armen waren, 
die die Armut in die Welt gebracht haben."

Das Scial Business Konzept in sieben grundle-
genden Prinzipien zusammengefasst:

	 Das Unternehmensziel eines Social 1.	
Business ist die Überwindung von 
Armut oder die Lösung von einem oder 
mehreren Problemen, die Menschen 
und Gesellschaft bedrohen (zum 
Beispiel in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit, Zugang zu Technologie, 
Umweltschutz). Gewinnmaximierung 
ist nicht Unternehmensziel.

Social Business Tour 2010
Der Start war dieser Tage in Wien und Bratislava
Muhammad Yunus: Armut in Zentral- und Osteuropa beseitigen

Am 11. und 12. Mai 
2010 starteten die 
Social Business Days in 
Wien und Bratislava. 
Schwerpunkte waren 
ganztägige Social 
Business Labs sowie 
ein großer Social 
Business Networking 
Event am Abend des 
12. Mai, bei dem 
Friedensnobelpreisträger 
Professor Muhammad 
Yunus, Gründer der 
Grameen Bank und 
Schirmherr der Social 
Business Tour, persönlich 
sein Social Business 
Konzept vorstellte.
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	 Ein Social Business ist finanziell und 2.	
ökonomisch nachhaltig.

	 Investoren erhalten nur ihre ursprüngliche Investition 3.	
zurück – es werden keine Dividenden ausgezahlt.

	 Nachdem die Anfangsinvestition zurückgezahlt 4.	
wurde, verbleiben Gewinne im Unternehmen und 
werden in Wachstum und Verbesserung investiert.

	 Ein Social Business ist ökologisch nachhaltig.5.	

	 Die Mitarbeiter werden gemäß Marktniveau entlohnt, 6.	
aber unter besseren Arbeitsbedingungen beschäftigt.

	 …mache es mit Freude!7.	

Die Social Business Tour

Schwerpunkte des Programms waren ganztägige Social Busi-
ness Labs sowie ein großer Social Business Networking Event 
am Abend des 12. Mai in Wien. Hier stellte Friedensnobel-
preisträger Muhammad Yunus, Gründer der Grameen Bank 
und Schirmherr der Tour, im Gespräch mit Andreas Treichl 

(Vorstandsvorsitzender der ERSTE Stiftung), Rudolf Hundstor-
fer (österreichischer Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz), Emilia Krsikova (slowakische Staatsse-
kretärin für Arbeit, Soziales und Familie), Hans Reitz (Gründer 
The Grameen Creative Lab) und Jugendlichen aus Bratislava 
und Wien sein Social Business Konzept vor.

Die Social Business Labs boten in interdisziplinären Workshops 
Möglichkeiten, das Social Business Konzept zu diskutieren, 
länderspezifische soziale Probleme zu identifizieren und Ideen 
zu deren Lösung zu entwickeln.

Wettbewerb um „The Social Business Idea 2010“.

Parallel zur Social Business Tour läuft der Wettbewerb um 
„The Social Business Idea 2010“. In sechs nationalen Vor-
entscheiden und einem europäischen Finale werden innova-
tive Geschäftsideen gesucht, die geeignet sind, soziale Pro-
bleme in den Ländern Zentral- und Osteuropas dauerhaft zu 
lösen.  „Von der Social Business Tour 2010 wird ein starker 
Impuls für die Gründung neuer Social Business Unterneh-
men ausgehen. Das ist nicht nur ein wichtiger Schritt hin zu 
einem sozial gerechteren, zukunftsfähigen Europa, sondern 
auch in unserem gemeinsamen Kampf, die Armut auf der 
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ganzen Welt bis zum Jahr 2030 zu beseitigen“, sagt Professor 
Muhammad Yunus. Entstanden ist die Idee zur Social Business 
Tour 2010 anlässlich des Besuchs von Prof. Yunus in Wien im 
Mai 2009. Bei dem Wettbewerb sind attraktive Beratungs- 
und Unterstützungspakete bis hin zu Startfinanzierungen zu 
gewinnen, um die siegreiche Idee erfolgreich in die Praxis 
umsetzen zu können. 

The Social Business Idea 2010 ist, wie der Name schon sagt, 
ein Ideenwettbewerb – und kein Wettbewerb um das beste 
bereits realisierte Social Business Projekt. Die Ideen müssen zur 
Lösung einer klar umrissenen sozialen Problemstellung etwa 
in den Bereichen Bildung, Landwirtschaft, Gesundheit, Ener-
gie, Finanzwirtschaft oder gesellschaftliche Integration von 
Menschen beitragen und den übrigen Kriterien eines Social 
Business entsprechen – wirtschaftlich tragfähig, sozial und 
ökologisch nachhaltig, konsequent sozial zweckbestimmt. 
Das bedeutet auch, dass Gewinne stets im Unternehmen ver-
bleiben und für eine qualitative und/oder quantitative Verbes-
serung des Angebots genutzt werden. 

Alle Ideen sind jeweils beim Vorentscheid des Landes einzu-
reichen, in welchem sie umgesetzt werden sollen. Jeder kann 
bei The Social Business Idea 2010 mitmachen – unabhängig 
von Alter, Ausbildung oder Beruf. Einreichen können sowohl 
Einzelpersonen als auch Gruppen bis fünf Personen. Für die 
nationalen Vorentscheide sind zunächst kurze Ideenskizzen 
vorzulegen. Für Konzepte, die in engere Wahl kommen, ist 
dann ein detaillierter Businessplan gefordert. Die auf dieser 
Basis ermittelten nationalen Gewinner der Vorentscheide kon-
kurrieren dann um den europäischen Gesamtsieg. 

Der Start von Social Business und Mikrokrediten

Die (Erfolgs-) Geschichte von Social Business in neuer Zeit 
begann mit einem geradezu verschwindend geringen Geld-
betrag im Gegenwert von 27 US-Dollar: Diese Summe verlieh 

Prof. Muhammad Yunus Mitte der 1970er Jahre an 42 Korb-
flechter im Dorf Jobra in Bangladesch, damit diese sich aus 
den Fängen örtlicher Kredithaie befreien und eine selbstbe-
stimmte wirtschaftliche Existenz aufbauen konnten.

Heute profitieren fast 8 Millionen Kunden in über 80.000 Dör-
fern Bangladeschs von diesem Geschäftsmodell – und noch 
mehr weltweit, dient doch die Grameen Bank als Vorbild für 
viele Mikrofinanz-Initiativen auf nahezu allen Kontinenten. 
Dabei war und ist die Grameen Bank keinesfalls eine Wohl-
tätigkeitsorganisation, sondern ein profitables Unternehmen 
– ein Sozialunternehmen allerdings, das den Nutzen für die 
benachteiligten Menschen und nicht den Gewinn maximiert 
und Überschüsse stets im Sinne der sozialen Zweckbestim-
mung verwendet. Damit wurde die Grameen Bank zum Pro-
totypen eines Unternehmenstyps ganz neuer Prägung – zum 
Prototypen des Social Business.

Weitere Termine

The Social Business Tour 2010 wird anschließend in Budapest 
(Anfang Juli), Belgrad (Ende September), Prag (Anfang Okto-
ber) und Bukarest (28. und 29. Oktober) zahlreiche gesell-
schaftliche Gruppen (Unternehmer und Investoren ebenso 
wie Stiftungen und Nichtregierungsorganisationen, Vertre-
ter des öffentlichen Sektors ebenso wie Kultur- und Medi-
enschaffende) über das Social Business Konzept informieren 
und gemeinsam Ideen für Social Business Modelle zur Lösung 
regionsspezifischer sozialer Probleme entwickeln. Entstehen-
de Projekte und Initiativen sollen über das Tour-Ende hinaus 
nachhaltig begleitet und gefördert werden.

Weiter Infos unter:
www.socialbusinesstour.com		  n
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Erster offizieller Besuch von EU-Handelskommissar 
Karel De Gucht in den USA
EU-Handelskommissar Karel De Gucht besucht vom 10. bis zum 12. Mai 2010 die USA. Er trifft dort mit dem US-Handelsbeauf-
tragten Ron Kirk, dem Stellvertretenden Nationalen Sicherheitsberater für Internationale Wirtschaftliche Fragen, Michael Fro-
man, sowie weiteren Spitzenvertretern der Regierung, des Kongresses und aus der Wirtschaft zusammen. Im Mittelpunkt sei-
nes Besuchs steht der Transatlantische Wirtschaftsrat (TWR), der für die Partner auf beiden Seiten des Atlantiks beträchtliches 
wirtschaftliches Potenzial freisetzen kann. Kommissar De Gucht, der im TWR für die EU das Amt des Vorsitzenden ausübt, berät 
mit Michael Froman, der diese Aufgabe für die USA als Vertreter des Nationalen Sicherheitsrats wahrnimmt, über die Zukunft 
dieser wichtigen Initiative.	 10. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/550&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de

EU unterstützt Entwicklung im Rahmen des künftigen 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens mit Westafrika
EU-Entwicklungskommissar Andris Piebalgs hat die Zusage der EU begrüßt, ein ehrgeiziges Hilfsprogramm für Handels- und 
Wirtschaftsintegration in Westafrika (PAPED) zu finanzieren. Dieses Programm ist ein wesentlicher Bestandteil des künftigen Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommens mit Westafrika, das derzeit ausgehandelt wird, und soll gewährleisten, dass die Region das 
Abkommen bestmöglich nutzen kann. In den nächsten fünf Jahren stehen rund 6,5 Mrd. EUR für das PAPED zur Verfügung.	
	 11. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/554&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de

"Europäisches Stelldichein" beim Internationalen 
Filmfestival von Cannes
Zwanzig europäische Filme, die vom MEDIA-Programm der Europäischen Union unterstützt wurden, sind zur Vorführung beim 
63. Internationalen Filmfestival von Cannes zugelassen, darunter sechs, die um die Goldene Palme wetteifern (weitere Details 
im Anhang). Am 17. Mai gibt sich Europa ein „Stelldichein“ in Cannes – wenn die besten europäischen Kinofilme präsentiert 
werden. Dann wird EU‑Kommissarin Androulla Vassiliou den Gewinner des Preises „Neue Talente 2010“ bekanntgeben, wel-
cher für das beste Filmprojekt mit europäischer Dimension verliehen wird. Zusammen mit Festivalpräsident Gilles Jacob wird 
sie außerdem Vertreter der Wirtschaft sowie der europäischen und internationalen Filmeinrichtungen treffen, um Fördermög-
lichkeiten für Filmemacher zu erörtern.	 12. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/560&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de

29

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/550&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/554&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/560&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de


3030

Ausgabe Nr. 271/2010	 EU-Report

Konvergenzbericht 2010: Kommission prüft Eurotauglichkeit 
der nicht zum Euroraum gehörenden EU-Mitgliedstaaten 
und schlägt Euro-Einführung in Estland 2011 vor
ie Europäische Kommission hat heute ihren Konvergenzbericht 2010 vorgelegt. Darin werden die Fortschritte bewertet, die im 
Hinblick auf die Konvergenz in den Ländern erzielt wurden, für die eine Ausnahmeregelung von der Mitgliedschaft im Euro-
raum gilt. Diese Bewertung erfolgt vor dem Hintergrund der weltweiten Finanzkrise, die sich auf die Aussichten für die nomi-
nale Konvergenz ausgewirkt hat. Die neun Mitgliedstaaten mit einer sogenannten „Ausnahmeregelung“ haben auf dem Weg 
zur einheitlichen Währung ungleiche Fortschritte erzielt, und acht von ihnen erfüllen noch nicht alle Voraussetzungen für die 
Einführung des Euro. Besonders erfolgreich war hingegen Estland, das dank der entschiedenen und effizienten Anstrengungen 
der estnischen Regierung und des estnischen Volkes alle Kriterien vollständig erfüllt. Die Kommission ist daher zu dem Schluss 
gekommen, dass Estland die Voraussetzungen für die Einführung des Euro erfüllt, und hat dem Rat einen entsprechenden Vor-
schlag unterbreitet. Die endgültige Entscheidung über die Einführung des Euro in Estland trifft der Rat der EU-Finanzminister 
(ECOFIN) im Juli, wenn das Europäische Parlament Stellung genommen und die EU-Staats- und Regierungschefs das Thema 
auf ihrem Gipfeltreffen im Juni erörtert haben.	 12. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/562&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de

Fünf Jahre Europäische Nachbarschaftspolitik: mehr Handel, 
mehr Unterstützung, mehr Kontakte zwischen den Menschen
Die jährlichen Berichte über die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) zeigen auch dieses Jahr, welche klaren Vorteile die Euro-
päische Union ihren Nachbarn bringt. Seit fünf Jahren sorgt die Europäische Union für immer mehr Handel, mehr Unterstützung 
und mehr Kontakte zwischen den Menschen. Außerdem hat sie die Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen ihre Nachbarn 
wirtschaftliche, politische und sektorale Reformen anstreben, erheblich vertieft. Die Partnerschaft hat sich auf Gebieten wie Ver-
kehr, Energie, Umwelt und Klimawandel, Forschung, Gesundheit und Bildung maßgeblich weiterentwickelt. Dementsprechend 
wurde der gegenwärtige Finanzrahmen um 32 % aufgestockt, so dass 2013 eine jährliche Mittelausstattung von über 2 Mrd. 
EUR für die ENP erreicht wird.	 12. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/566&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de

Verbraucher: Damit die Politik schneller auf 
Marktstörungen reagieren kann, sollen Beschwerden 
EU-weit einheitlich erfasst und gemeldet werden
Die Europäische Kommission hat heute eine Empfehlung zur Einführung einer EU-weiten Methode zur Klassifizierung und Mel-
dung von Verbraucherbeschwerden erlassen, die Beschwerdestellen auf freiwilliger Basis anwenden können. Die Methode soll 
vergleichbare Daten über die Beschwerden liefern. Diese Daten dienen als wichtige Indikatoren dafür, welche Binnenmarktbe-
reiche den Bedürfnissen der Verbraucher in der EU nicht gerecht werden. Dadurch soll es möglich werden, auf nationaler wie 
auch auf EU-Ebene schneller eine gezielte politische Reaktion herbeizuführen. Verbraucherbeschwerden sind ein Schlüsselin-
dikator für das Funktionieren eines Marktes. Über 700 Stellen nehmen in Europa solche Verbraucherbeschwerden entgegen. 
Dabei verwenden sie jedoch unterschiedliche Klassifikationssysteme. Die erfassten Daten lassen sich folglich nicht einmal auf 
einzelstaatlicher Ebene vergleichen und in einen größeren Zusammenhang bringen. Die Kommission wird die Einführung der 
Methode erleichtern, indem sie technische Unterstützung anbietet, zum Beispiel in Form kostenloser Software.			
	 12. Mai 2010

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/567&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de
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